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Seit der Wahl Angela Merkels zur Bun-
deskanzlerin am 22. November 2005 
hat Deutschland wieder eine unions-
geführte Bundesregierung. Darauf sind 
wir stolz und darüber freuen wir uns. 
Weil wir davon überzeugt sind, dass es 
besser für Deutschland ist, wenn die 
Union regiert. Nach einem Jahr ist es 
Zeit, eine erste Bilanz zu ziehen und zu 
fragen, was wir für unser Land erreicht 
haben. Die Ergebnisse sprechen für sich: 
Sinkende Arbeitslosenzahlen, wach-
sende Beschäftigung, mehr Wachstum. 
Deutschland kommt voran. Deutsch-
land hat ein neues Selbstbewusstsein 
entwickelt. Und Deutschland hat an 

VORWORT

EIN JAHR GROSSE KOALITION –
WAS WIR ERREICHT HABEN
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Zuversicht gewonnen. Dennoch gibt es 
keinen Grund zur Selbstzufriedenheit, 
denn wir stehen erst am Anfang. Aber 
das erste Jahr war ein entscheidendes 
Jahr mit wichtigen politischen Wei-
chenstellungen. 

Die Große Koalition war keine Wunsch-
konstellation. Aber sie entsprach dem 
Votum des Wählers und sie war und 
ist deshalb alternativlos. Bei manchem 
schwierigen Entscheidungsprozess, auf 
den wir zurückblicken, bleibt doch eines 
klar: Eine Große Koalition bedeutet nicht 
nur Begrenzung, sondern sie beinhaltet 
auch enorme Möglichkeiten. Legitimiert 

durch die breite Mehrheit der beiden 
Volksparteien hat sie die Pfl icht und zu-
gleich die Chance, schwierige Zukunfts-
themen anzupacken, für die eine breite 
gesellschaftliche Zustimmung unverzicht-
bar ist. Mit der Föderalismusreform, bei 
der Haushaltssanierung und mit der Ge-
sundheitsreform ist uns das bereits in drei 
großen Bereichen gelungen. 

Volker Kauder MdB, 
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion



EUROPÄISCHER VERFASSUNGSVERTRAG
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>>> UNSER ZIEL:  
  DEN STAAT EFFIZIENTER MACHEN <<<

Gute Politik braucht einen handlungsfähigen Staat. Ein handlungsfähiger 
Staat zeichnet sich durch einen ausgeglichenen Haushalt und eine verant-
wortungsbewusste Finanzpolitik aus. Er ist so organisiert, dass politische 
Entscheidungen wirksam getroffen und zurechenbar verantwortet werden 
können. Er setzt Anreize, verringert Bürokratie und modernisiert seine Ver-
waltung. Und er passt sich erfolgreich an die Arbeitslogik der Europäischen 
Union an, um die Entscheidungen auf europäischer Ebene mitzugestalten. 
Damit Politik, Wirtschaft und Gesellschaft erfolgreicher arbeiten können, hat 
die Große Koalition damit begonnen, den Staat effizienter zu machen.  

Die Erwartungen an den Staat sind in Deutschland enorm. Er soll nicht nur 
Garant für Sicherheit und Freiheit sein, sondern auch materiellen Wohlstand 
ermöglichen, für Nachhaltigkeit und sozialen Ausgleich sorgen und insgesamt 
Gerechtigkeit schaffen. In einer zunehmend globalisierten Staatenwelt, in der 
Grenzen unschärfer werden und transnationale Herausforderungen zuneh-
men, wird es für den Staat jedoch immer schwieriger, seinem umfassenden 
Steuerungsanspruch gerecht zu werden. Voraussetzung dafür sind effektive 
Ordnungsstrukturen und ein kluger Mitteleinsatz. Die Große Koalition hat da-
her im ersten Jahr bereits vier wichtige Richtungsentscheidungen für einen 
handlungsfähigen Staat getroffen: Die Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung, die Konsolidierung des Bundeshaushaltes, der Abbau von Bürokra-
tie sowie eine bessere Zusammenarbeit von Regierung und Parlament im Be-
reich der europäischen Integration.
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HAUSHALTSKONSOLIDIERUNG

Eine verlässliche Haushaltspolitik ist ein 
Markenzeichen der Union. Durch eine 
verantwortungsvolle Haushaltsplanung 
und Einsparmaßnahmen hat die Bun-
desregierung erfolgreich den Weg zu 
konsolidierten Staatsfi nanzen beschrit-
ten. Die Nettokreditaufnahme kann 
noch deutlicher als bisher geplant, näm-
lich auf unter 20 Milliarden Euro in 
2007 gesenkt werden. Dies ist die nied-
rigste Neuverschuldung seit der Wieder-
vereinigung. Bereits in diesem Jahr wird 
Deutschland erstmals seit Jahren wieder 
das Defi zitkriterium des EU-Stabilitäts -
pakts einhalten. Haushaltskonsolidie-
rung ist kein Selbstzweck: Die Tragfä-
higkeit und Qualität der öffentlichen 
Finanzen ist eine wesentliche Vorausset-
zung für stabiles, nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum und mehr Arbeits-
plätze. Sie verschafft dem Staat mehr 
Hand lungsfähigkeit und Gestaltungs-
freiheit für kommende Generationen.
 

FÖDERALISMUSREFORM

Mit der größten Verfassungsreform seit 
1949 ist es gelungen, das föderale Kom-
petenzwirrwarr zu entfl echten. Die Fö-
deralismusreform sorgt für mehr Klar-
heit in der bundesstaatlichen Ordnung. 
Die Anzahl der zustimmungspfl ichtigen 
Gesetze wird von etwa 60 Prozent auf 
40 Prozent gesenkt. So können künftig 
Gesetze auf Bundesebene schneller ver-
abschiedet werden. Insgesamt wird für 
die Bürgerinnen und Bürger wieder kla-
rer erkennbar, welche politischen Ent-
scheidungen der Bund oder die Länder 
zu verantworten haben. Damit stärkt 
die Reform auch die Parlamente und 
die Demokratie als Ganzes, weil sie die 
Zurechenbarkeit von politischer Verant-
wortung verbessert.

BÜROKRATIEABBAU

Beim Bürokratieabbau ist ein Anfang 
gemacht worden. Mit dem Standard-
kostenmodell können erstmals bürokra-
tische Auswirkungen systematisch ab-
geschätzt und beziffert werden. Durch 
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die Einsetzung des Nationalen Normen-
kontrollrats kann schon im Vorfeld von 
Rechtsetzungsvorhaben das Ausmaß von 
Bürokratie überprüft und bei Bedarf 
eingedämmt und verändert werden. Mit 
dem Gesetz zum Abbau bürokratischer 
Hemmnisse im Mittelstand werden in 
unterschiedlichen Rechtsbereichen un-
nötige Vorschriften abgeschafft. So wird 
den Unternehmen wieder mehr unter-
nehmerische Freiheit und Flexibilität 
zurückgegeben.

EUROPÄISCHE UNION

Für den Deutschen Bundestag ist die 
aktive Mitwirkung an den Rechten und 
Pfl ichten, die Deutschland aus der Mit-
gliedschaft in der Europäischen Union er-
wachsen, ein wichtiger Bestandteil seiner 
Arbeit. Ein wichtiges neues Instrument ist 
dabei die Zusammenarbeitsvereinbarung 
von Bundestag und Bundesregierung in 
Angelegenheiten der Europäischen Uni-
on, die der Deutsche Bundestag mit den 
Stimmen aller Fraktionen beschlossen 
hat. Die frühzeitige Unterrichtung über 

geplante Initiativen, Rechtsetzungsakte 
und Entscheidungen auf der europäi-
schen Ebene und die Möglichkeit zur 
Stellungnahme auch gegenüber der Bun-
desregierung stärken die Europafähigkeit 
des Bundestages. Diesem Ziel dient auch 
die Prüfung von EU-Vorlagen im Hin-
blick auf die Beachtung des Subsidiari-
tätsprinzips und der Verhältnismäßigkeit 
durch die europäischen Organe.
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ENERGIEVERSORGUNG
GEWÄHRLEISTEN



>>> UNSER ZIEL:  
    DEN STANDORT STÄRKEN <<<

Politik allein kann weder Wachstum noch Arbeitsplätze schaffen. Es ist aber 
Aufgabe der Politik, Rahmenbedingungen zu gestalten, Anreize zu schaffen 
und dafür zu sorgen, dass die Ressourcen eines Landes optimal eingesetzt 
werden, um Wettbewerbsfähigkeit und Wohlstand zu steigern. In den zentra-
len Bereichen Forschung, Innovation, Wirtschaft, Beschäftigung und Infra-
struktur haben wir im ersten Jahr umfassende Maßnahmen eingeleitet, die 
die ökonomische Leistungsfähigkeit fördern. Gleichzeitig schafft die Förde-
rung einer modernen Umwelt- und Agrarpolitik Innovationen und Wachstum, 
indem sie sich um die natürlichen Lebensgrundlagen sorgt. Die Große Koaliti-
on ist auf einem guten Weg, diese Bereiche zu unterstützen, den Standort zu 
stärken und Deutschland voranzubringen.

Die wirtschaftliche Prosperität eines Landes hängt von einer Vielzahl indivi-
dueller Faktoren ab. Unmittelbar nach Übernahme der Regierungsverantwor-
tung und in den folgenden Monaten brachten die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion und die unionsgeführte Bundesregierung bereits wichtige Initiativen und 
Reformen in zentralen Feldern zur Stärkung des Standorts Deutschland auf 
den Weg. Damit wurden gravierende Defizite und Schwächen, die die Attrak-
tivität des Standorts Deutschland zunehmend beeinträchtigten, rasch und 
entschlossen angegangen.



INVESTITIONSPROGRAMM

Mit einem Investitionsprogramm in 
Höhe von 25 Milliarden Euro stärkt die 
Große Koalition die zentralen Bereiche 
Technologie, Wirtschaft, Verkehr, Fa-
milie und private Haushalte und sorgt 
dadurch für unmittelbare Wachstums-
impulse. Das Programm ist somit kein 
konjunkturpolitisches Strohfeuer, son-
dern eine langfristige Investition in die 
künftigen Grundlagen des Wachstums 
der deutschen Volkswirtschaft.

FÖRDERUNG VON WACHSTUM
UND BESCHÄFTIGUNG

Von dem Gesetz zur steuerlichen Förde-
rung von Wachstum und Beschäftigung 
und weiteren Initiativen gehen wichtige 
Impulse für die Verstetigung des wirt-
schaftlichen Aufschwungs aus: Dazu 
gehören die Verbesserung der Abschrei-
bungsbedingungen, die Anhebung der 
Umsatzgrenzen bei der Umsatzbesteue-
rung, die steuerliche Absetzbarkeit von 
Arbeitskosten für Handwerkerleistun-
gen in privaten Haushalten, die Fort-

führung der Investitionszulage und das 
CO2-Gebäudesanierungsprogramm, das 
schon nach kurzer Zeit beachtliche Wir-
kung entfaltet hat. 

SENKUNG DER
LOHNZUSATZKOSTEN

Die hohen Lohnzusatzkosten und die 
umfangreiche Koppelung der sozia-
len Sicherungssysteme an den Faktor 
Arbeit sind ein Standortnachteil. Die 
Große Koalition hatte es sich deshalb 
im Koalitionsvertrag zum Ziel gesetzt, 
den Beitrag zur Arbeitslosenversiche-
rung zu Beginn 2007 von 6,5 Prozent 
auf 4,5 Prozent zu senken. Anfang No-
vember haben sich die Koalitionsspit-
zen darauf verständigt, diesen ab 2007 
angesichts der zu erwartenden Steuer-
mehreinnahmen noch stärker auf 4,2 
Prozent zu senken. Dies ist eine enor-
me Entlastung für die Arbeitnehmer, 
ein wichtiges Signal für die Wirtschaft, 
um neue Arbeitsplätze zu schaffen und 
nicht zuletzt ein Stimmungsaufheller 
erster Güte für die Binnenkonjunktur. 
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Außerdem strebt die Union an, die 
Lohnzusatzkosten auf dauerhaft un-
ter 40 Prozent zu senken. So werden 
gleichzeitig die Arbeitnehmer entlas-
tet und die Wettbewerbsfähigkeit des 
Standorts Deutschland verbessert.

UNTERNEHMENSSTEUERREFORM

Die Große Koalition hat sich auf eine 
Reform der Unternehmensbesteue-
rung mit dem Ziel einer Verbesserung 
der steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit 
deut scher Unternehmen geeinigt. Das 
zentrale Ziel dieser Reform wird mit 
den Anfang November vereinbarten 
Beschlüssen erreicht: Die steuerlichen 
Belastungen für alle Unternehmen – Per-
sonenunternehmen und große Kapital-
gesellschaften – werden auf ein interna-
tional wettbewerbsfähiges Niveau von 
unter 30 Prozent gesenkt. Ein wichtiger 
Erfolg für die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion ist zudem die Tatsache, dass 
das Problem der Gewinnverlagerung 
ins Ausland nicht mit Maßnahmen be-
kämpft wird, die zu einer erheblichen 

Besteuerung der unternehmerischen 
Sub  stanz geführt hätten. Die vereinbar-
ten Beschlüsse zur Gegenfi nanzierung 
erlauben eine Nettoentlastung von rund 
5 Milliarden Euro und stellen damit si-
cher, dass das Ziel der Haushaltskonso-
lidierung nicht in Frage gestellt wird. Mit 
der Senkung der Unternehmenssteuern 
setzt die Union ein wichtiges Anliegen 
der deutschen Wirtschaft um. Es wird 
Unternehmen dazu animieren, zu in-
vestieren und ihre Gewinne in Zukunft 
wieder stärker als bisher in Deutschland 
zu versteuern und nicht im Ausland. Mit 
der Unternehmenssteuerreform wird das 
Reformkonzept der Großen Koalition 
„Sanieren – Reformieren – Investieren“ 
konsequent fortgesetzt. 
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ERBSCHAFTSTEUER

Mit der Reform der Erbschaftsteuer wird 
die Unternehmensnachfolge vor allem im 
Mittelstand und bei Familienunterneh-
men in Zukunft erleichtert. Damit wird 
einem wichtigen mittelstandspolitischen 
Anliegen entsprochen. Kernpunkt dieser 
Reform ist das Ziel, die Belastung aus 
der anfallenden Erbschaftsteuer schritt-
weise zu erlassen, wenn das vererbte 
Unternehmen mindestens über zehn 
Jahre fortgeführt wird. Damit werden 
wir die Fortführung von Unternehmen, 
die Regelung der Betriebsnachfolge und 
den Erhalt von Arbeitsplätzen gerade im 
Mittelstand deutlich erleichtern. 

FÖRDERUNG DES MITTELSTANDES

Der Mittelstand ist das Rückgrat der 
deutschen Wirtschaft. Die rund 3,5 
Millionen kleinen und mittleren Unter-
nehmen sind eine treibende Kraft für 
Wachstum und Beschäftigung. Die 
Mittelstandsinitiative verbessert daher 
die Rahmenbedingungen für diese Un-
ternehmen: durch günstigere Abschrei-

bungs- und Versteuerungsbedingungen, 
durch Bürokratieabbau, durch eine 
breit angelegte Existenzgründungsof-
fensive, durch gezielte Technologieför-
derung, durch die Modernisierung der 
berufl ichen Bildung, durch die Siche-
rung des Fachkräftenachwuchses oder 
durch die Ver besserung der Finanzie-
rungssituation.

REFORM DES ARBEITSMARKTES

Die Reform des Arbeitsmarktes ist und 
bleibt eine Priorität der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion. Gleichzeitig gehen 
in diesem Punkt die politischen Vor-
stellungen in der Großen Koalition weit 
auseinander. Dennoch: Im August ist 
das Gesetz zur Fortentwicklung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende in 
Kraft getreten. Es trägt dazu bei, die 
Zusammenlegung von Arbeitslosengeld 
und Sozialhilfe zu optimieren. Dazu 
gehören fl exible Anpassungen und Ver-
änderungen der Verwaltungspraxis bei 
der Vermeidung von Leistungsmiss-
brauch. Es gibt aber weiterhin drin-
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genden Handlungsbedarf, weil es noch 
zu wenig Anreize gibt, Arbeit aufzu-
nehmen. Denn eines ist klar: Hartz IV 
ist kein Grundeinkommen. Daher hat 
eine Bund/Länder-Arbeitsgruppe un-
ter Führung unserer Fraktion konkrete 
Vorschläge gemacht, die Ausgestaltung 
und Umsetzung der Hartz IV-Reform 
zu verbessern. Die Vorschläge betreffen 
insbesondere eine Änderung der Hin-
zuverdienstregeln, Leistungskürzungen, 
wenn zumutbare Arbeit mutwillig ab-
gelehnt wird, sowie die Einführung von 
Kombilohnmodellen für Jugendliche 
unter 25 Jahren, die über längere Zeit 
keinen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
gefunden haben, und für ältere Lang-
zeitarbeitslose über 50 Jahre. 

MEHR AUSBILDUNGSPLÄTZE
FÜR JUGENDLICHE

Mit dem Programm „Jobstarter – Für 
die Zukunft ausbilden“ sollen Jugend-
liche regional besser mit Ausbildungs-
plätzen versorgt werden. Hierzu wer-
den regionale Ausbildungsstrukturen 

gestärkt durch Ausbildungsnetzwerke 
und durch die Förderung regionaler 
Projekte. Zudem sind fünf neue und 14 
modernisierte Ausbildungsordnungen 
in Kraft getreten. Die Ausbildungsord-
nungen wurden gestrafft und fl exibler 
gestaltet.

FORSCHUNGSFÖRDERUNG

Forschungsförderung ist Wachstums-
politik. In globalen Märkten hängt die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands von
der Innovationsfähigkeit ab. Deshalb 
werden mit der High-Tech-Strategie bis 
2009 insgesamt sechs Milliarden Euro 
zusätzliche öffentliche Mittel für die 
Forschungsförderung zur Verfügung 
gestellt. Im Mittelpunkt stehen Schlüs-
selbereiche wie Bio-, Nano- und Infor-
mationswissenschaften sowie Energie-, 
Umwelt-, und Effi zienztechnologie. Bis 
2010 soll entsprechend der europäischen 
Lissabon-Strategie das Ziel erreicht wer-
den, einen Anteil von drei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts für Forschung 
und Entwicklung aufzuwenden. Hier 
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sind allerdings auch die Unternehmen 
in der Pfl icht. Mit der Einführung einer 
Forschungsprämie für Forschungsauf-
träge kleiner und mittlerer Unternehmen 
an Hochschulen und außeruniversitären 
For schungseinrichtungen werden die 
Anreize für eine anwendungsorientierte 
Wissenschaft, eine forschungsfreundli-
che Wirtschaft und für eine bessere Ko-
operation zwischen der Wissenschaft 
und der Wirtschaft gesetzt. 

AUSBAU DER INFRASTRUKTUR

Weil eine funktionierende Infrastruktur 
die Lebensader einer Volkswirtschaft 
ist, sind Investitionen in eine moderne 
Infrastruktur die Grundlage für künfti-
ges Wachstum. Die Bundesregierung hat 
deshalb unmittelbar nach Übernahme 
der Regierungsverantwortung hier für 
eine deutliche Trendwende gesorgt und 
für diese Legislaturperiode zusätzliche 
Mittel in Höhe von 4,3 Milliarden Euro 
für Verkehrsinvestitionen in Schiene, 
Straße und Wasserstraße bereitgestellt. 
Insgesamt stehen im nächsten Jahr 

8,8 Milliarden Euro für Verkehrsinves-
titionen zur Verfügung, in den Folge-
jahren Mittel von rund 10,7 Milliarden 
Euro bereit. Damit wird nicht nur dem 
schleichenden Verfall der öffentlichen 
Infrastruktur Einhalt geboten, son-
dern auch wirtschaftliches Wachstum 
und Beschäftigung stimuliert. Jede in 
Verkehrsinfrastruktur investierte Mil-
liarde Euro schafft bzw. sichert etwa 
25.000 Arbeitsplätze.

ERNEUERBARE ENERGIEN

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be-
kennt sich ebenfalls zu dem Ziel der 
Koalitionsvereinbarung, erneuerbare 
E ner    gien bis zum Jahre 2010 auf 4,2 
Prozent des Gesamtenergieverbrauchs 
und bis 2020 auf 20 Prozent auszu-
bauen. Das Marktanreizprogramm für 
erneuerbare Energien wird in dieser 
Legislaturperiode mit einer jährlichen 
Fördersumme von 180 Millionen Euro 
fortgesetzt.
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NATIONALER ALLOKATIONSPLAN

Mit dem Nationalen Allokationsplan 
2008-2012 werden die Weichen gestellt 
für die Erreichung der vereinbarten Kli-
maschutzziele und für ein einfacheres 
und transparenteres Emissionshandels-
system in der zweiten Handelsperiode 
in den Jahren 2008 bis 2012. Energie-
anlagen werden ihren CO2-Ausstoß bis 
2012 um 15 Prozent und Industrieanla-
gen um 1,25 Prozent verringern. 

KURSWECHSEL IN DER
AGRARPOLITIK

Mit der unionsgeführten Bundesregie-
rung ist auch eine deutliche Trendwende 
in der Agrarpolitik eingeleitet worden. 
Ein Geist der Partnerschaft zwischen 
den verschiedenen agrarwirtschaftlichen 
Konzeptionen, dem konventionellen und 
ökologischen Landbau statt Ausgren-
zung und Diskriminierung bestimmt die 
Politik der unionsgeführten Bundesre-
gierung und der sie tragenden Koalition. 
Dies wird auch der nach wie vor großen 
Bedeutung der Agrarwirtschaft für un-

sere ganze Volkswirtschaft gerecht. Mit 
der Erhöhung der Vorsteuerpauschale 
für die Landwirtschaft auf 10,7 Pro-
zent und für die Forstwirtschaft auf 
5,5 Prozent wird ver hindert, dass die 
Landwirtschaft durch die vorgesehene 
Erhöhung der Mehrwertsteuer benach-
teiligt wird. 

VERBRAUCHER INFORMATIONS-
GESETZ

Mit dem Verbraucherinformationsgesetz 
werden sowohl für Verbraucher als auch 
für Unternehmen wesentliche Verbesse-
rungen durchgesetzt. Die Regelung wird 
dem gestiegenen Bedürfnis der Verbrau-
cher nach Informationen ebenso gerecht 
wie den berechtigten Schutzinteressen 
der Unternehmen.
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ELTERNGELD WAHLFREIHEIT SOLIDARITÄT

AUSBILDUNGKINDERSPRACHERWERB

VERLÄSSLICHE
BESCHÄFTIGUNGSPOTENZIALE



>>> UNSER ZIEL: 
  DEN GESELLSCHAFTLICHEN 
   ZUSAMMENHALT FÖRDERN <<<

Politik kann Rahmenbedingungen gestalten – aber sie kann den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt, der für ein zukunftsfähiges Staatswesen überlebens-
notwendig ist, nicht selbst hervorbringen. Dieser Zusammenhalt wird in dem 
Bekenntnis zur gemeinsamen Herkunft und gemeinsamen Zukunft einer Gesell-
schaft deutlich. Dem Strom der Beliebigkeit und Übersteigerung egoistischer 
Partikularinteressen kann sich die Politik nicht allein entgegenstemmen. Aber 
sie kann tragende Elemente der Gesellschaft fördern, Solidarität stärken und 
sich gegen die zur Wehr setzen, die in unserem Land leben wollen, aber nicht 
bereit sind, unsere Grund- und Werteordnung zu akzeptieren. Eine zukunfts-
verantwortliche Politik wird daher Familien und Kinder unterstützen, weil sie 
es sind, die die Gesellschaft im Innersten zusammenhalten und Zukunft garan-
tieren. Eine solche Politik wird Zuwanderung verantwortlich gestalten und die 
gesellschaftliche Integration von Zugewanderten unterstützen. Verlässliche 
soziale Sicherungssysteme sind ebenfalls grundlegend wichtig für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Die Reformpolitik der Großen Koalition trägt dieser 
Erkenntnis und den gegebenen Herausforderungen Rechnung.

BESCHÄFTIGUNGSPOTENZIALE



ELTERNGELD/ABSETZBARKEIT 
DER KINDERBETREUUNGSKOSTEN

Die Große Koalition hat die Familien 
zurück ins Zentrum der Politik ge-
rückt. Mit der Einführung des Eltern-
geldes und der besseren Absetzbarkeit 
der Kosten für die Kinderbetreuung 
hat die CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on dafür gesorgt, dass Eltern bei der 
Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbstätigkeit wirksam unterstützt 
werden. Dabei sind die Regelungen so 
ausgestaltet, dass niemand zu einem 
bestimmten Lebensmodell gezwungen 
wird. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
steht fest zum Prinzip der Wahlfreiheit. 
Das Elterngeld unterstützt ab Januar 
2007 Familien bei der Sicherung ihrer 
Lebensgrundlagen in den ersten zwölf 
Monaten nach der Geburt. Zwei Drit-
tel des vorherigen Nettoeinkommens 
– max. 1.800 Euro – desjenigen Eltern-
teils, der für die Betreuung des Kindes 
zuhause bleibt, macht das Elterngeld 
aus. Das Mindestelterngeld beträgt 300 
Euro. Mit der 12+2-Lösung bei den 
Partnermonaten und der Ausdehnung 
des Geschwisterbonus auf 36 Monate 

hat die Union durchgesetzt, dass es kei-
ne staatliche Bevormundung bei Er-
ziehungsfragen gibt und Mehrkindfa-
milien gestärkt werden. Auf Drängen 
der Union wird aber auch solchen Fa-
milien ein Mindestelterngeldbetrag in 
Höhe von 300 Euro gewährt, in denen 
ein Partner schon vor der Geburt des 
Kindes ganz auf seine Erwerbsarbeit 
verzichtet hat zugunsten der Betreuung 
bereits vorhandener Kinder.

INTEGRATION

Durch den nationalen Integrationsplan 
hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion  
den Anstoß für eine neue, übergrei-
fende Integrationspolitik gegeben, die 
zu einer zielgenaueren Umsetzung des 
Prinzips „Fördern und Fordern“ führen 
soll. Mit dem Integrationsgipfel und der 
Deutschen Islamkonferenz sind erstmals 
Foren geschaffen worden, die eine Aus-
einandersetzung mit den Problemen und 
die Suche nach Lösungen ermöglichen 
und gleichzeitig die Zugewanderten stär-
ker in die Verantwortung nehmen.
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REFORM DES 
GESUNDHEITS WESENS

Eine umfassende Gesundheitsreform 
wur de auf den Weg gebracht. Diese 
Reform bringt mehr Wettbewerb und 
Transparenz und schafft die Voraus-
setzungen für mehr Wirtschaftlichkeit 
und Beitragsstabilisierung in der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Dabei 
kann die medizinische Versorgung auf 
gleichbleibend hohem Niveau gehal-
ten werden. Ein wichtiger Erfolg dieser 
Reform ist der Versicherungsschutz für 
alle. Alle Personen ohne Absicherung im 
Krankheitsfall erhalten eine Rückkehr-
möglichkeit in ihre letzte Versicherung. 
Durch die Einrichtung eines Gesund-
heitsfonds werden die Finanzierungs-
strukturen der gesetzlichen Kranken-
versicherung auf eine neue Grund lage 
gestellt. Der Fonds garantiert die wirt-
schaftliche Verwendung von Beitrags- 
und Steuermitteln und intensiviert den 
Wettbewerb zwischen den Kassen. 

VERLÄSSLICHE  RENTENPOLITIK

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
eine qualitative Neuausrichtung der Ren -
tenpolitik mit dem Ziel auf den Weg 
gebracht, für mehr Verlässlichkeit zu 
sorgen. Die Große Koalition hat sich 
deshalb für das Jahr 2007 auf eine 
Anhebung des Rentenbeitrages auf 
19,9 Prozent verständigt. Vor dem Hin-
tergrund steigender Lebenserwartung 
und sinkender Geburtenzahlen hat die 
Große Koalition mit der schrittweisen 
Anhebung der Altersgrenze für die Ren-
te auf das 67. Lebensjahr bis zum Jahr 
2029 eine wegweisende Entscheidung 
getroffen, um die Leistungsfähigkeit 
der gesetzlichen Rentenversicherung in 
einem ausgewogenen Verhältnis der Ge-
nerationen auch in Zukunft sicherzustel-
len. Die Anhebung der Altersgrenze geht 
allerdings Hand in Hand mit besonde-
ren Anstrengungen für mehr Beschäfti-
gungschancen für ältere Arbeitnehmer.
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RECHTSSTAATLICHKEIT VERTRAUEN
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>>> UNSER ZIEL: IN SICHERHEIT LEBEN <<<

Sicherheit ist die Voraussetzung für ein Leben in Freiheit. Unsere Sicherheit ist 
heute durch eine Vielzahl von Bedrohungen und Sicherheitsrisiken gefährdet. 
Den Bedrohungen durch islamistischen Terrorismus, organisierte Kriminalität 
sowie den Sicherheitsrisiken wie Klimawandel, Pandemien und der Frage der 
Energieversorgung müssen wir uns stellen. Auch die Sicherheit von Handels-
wegen stellt angesichts der Verflochtenheit unserer Volkswirtschaft eine gro-
ße Herausforderung dar. Wir sehen heute: Innere und äußere Sicherheit sind 
eng miteinander verschränkt. Sie müssen daher zusammenhängend betrach-
tet werden. Nur so können die notwendigen politischen Maßnahmen ergriffen 
werden, um uns dauerhaft vor Bedrohungen zu schützen.

Im Sommer 2006 haben uns die vereitelten Kofferbombenattentate auf Regio-
nalzüge in Deutschland unmittelbar vor Augen geführt, wie verletzlich die öf-
fentliche Sicherheit und die persönliche Unversehrtheit in einer globalisierten 
Welt sind.
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ANTI-TERROR-DATEI

In diesem Jahr ist besonders spürbar 
geworden: Innere und äußere Sicher-
heit sind immer mehr verschränkt. An-
gesichts der anhaltenden massiven Be-
drohungen durch den internationalen 
Terrorismus brauchen wir ein effektives 
Frühwarnsystem. Mit der Anti-Terror-
Datei werden die rechtlichen Grundla-
gen für die Errichtung eines gemein-
samen zentralen Verzeichnisses sowie 
gemeinsamer Projektdateien von Poli-
zei und Nachrichtendiensten geschaf-
fen. Durch diese Formen gemeinsamer 
Dateien wird die Zusammenarbeit der 
Sicherheitsbehörden gezielt unterstützt 
und der Informationsaustausch verbes-
sert. Mit der Datei wird sichergestellt, 
dass die zuständigen Behörden zum 
Zwecke der Terrorismusbekämpfung 
Zugriff auf die wichtigsten Grundin-
formationen haben und für weitere In-
formationen schnell Kontakt miteinan-
der aufnehmen können. Das macht die 
Anti-Terror-Datei zu einem unverzicht-
baren Instrument und greifbarem Fort-
schritt im Kampf gegen den Terror. 

TERRORISMUS    -
BEKÄMPFUNGS GESETZ

Die Koalitionsfraktionen und die Bun-
desregierung haben das Terrorismusbe-
kämpfungsgesetz von 2002 überprüft 
und sich auf wichtige Verbesserungen 
geeinigt. Künftig können die bewährten 
nachrichtendienstlichen Auskunftsbe-
fugnisse gegenüber Luftfahrtunterneh-
men, Banken, Post-, Telekommunikati-
ons- und Teledienstunternehmen auch 
zur Aufklärung verfassungsfeindlicher 
Bestrebungen im Inland eingesetzt 
werden, die die Bereitschaft zur An-
wendung von Gewalt fördern. Für die 
Verhinderung von Terroranschlägen 
ist es ein wichtiger Fortschritt, dass die 
Aufklärung gerade in dieser Grauzone 
zwischen Extremismus und Terroris-
mus verbessert wird, etwa gegen so ge-
nannte „Hassprediger“. Die deutschen 
Nachrichtendienste erhalten zudem 
die Möglichkeit, zur Abwehr von er-
heblichen Gefahren für die innere oder 
äußere Sicherheit Personen zur euro-
paweiten verdeckten Registrierung im 
Schengener Informationssystem aus-
zuschreiben. Damit wird ein wichtiger  

24   25



Ausgleich für die durch den Wegfall 
der Binnengrenzkontrollen reduzier-
ten Möglichkeiten der Grenzfahndung 
geschaffen. 

TRANSATLANTISCHE
BEZIEHUNGEN
Durch den Regierungswechsel ist Deutsch-
land wieder zu seiner Rolle als internati-
onal respektierter, verlässlicher und en-
gagierter Partner zurückgekehrt. In den 
transatlantischen Beziehungen be steht 
wieder ein Vertrauensverhältnis als unver-
zichtbare Voraussetzung dafür, gemein-
sam und in Geschlossenheit den globalen 
Herausforderungen begegnen zu können.

STABILITÄT IM NAHEN OSTEN

Im Libanon sichert die internationale 
Gemeinschaft mit der UNIFIL-Missi-
on die Waffenruhe und leistet so einen 
Beitrag zu mehr Sicherheit in der Re-
gion. Deutschland ist auf ausdrückli-
chen Wunsch der israelischen und der 
libanesischen Regierung mit 2.400 Sol-

daten beteiligt. Deutschen Streitkräf-
ten, die seeseitig illegale Waffenein-
fuhren in den Libanon unterbinden, 
wurde erstmals ein Mandat für einen 
Bundeswehreinsatz im Nahen Osten 
erteilt. Der Beitrag der Bundesmarine 
unterstützt damit auch die Sicherheit 
und das Existenzrecht Israels und hilft 
dem Libanon, wieder Souveränität 
über sein gesamtes Staatsgebiet hinaus 
auszuüben.

KAMPF GEGEN DEN WELTWEITEN 
TERRORISMUS

Sowohl der Kampf gegen den weltwei-
ten Terrorismus wie auch die Stabilität 
in der europäischen Nachbarschaft die-
nen unserer Sicherheit und liegen damit 
in unserem nationalen Interesse. Aus 
diesem Grund hat die Große Koalition 
auch die Bundeswehrmandate für Af-
ghanistan und Kosovo verlängert. 
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EUROPÄISCHE 
ZUSAMMENARBEIT
Die europäische Zusammenarbeit im 
Bereich der Außenpolitik konnte ge-
stärkt werden. Das gemeinsame Vor-
gehen im Nahen Osten, im Kongo, 
auf dem Balkan sowie gegenüber dem 
iranischen Nuklearprogramm ist ein 
erfolgreicher Ausdruck dieser Zusam-
menarbeit, die Voraussetzung dafür 
ist, weltpolitische Entscheidungen von 
großer Tragweite entscheidend mitzu-
gestalten.

SICHERHEIT DER 
ENERGIEVERSORGUNG

Auch die Zukunft der Energiever-
sorgung ist ein Anliegen nationaler 
Sicherheit. Daher begleitet die CDU/
CSU-Bundestagsfraktion aufmerksam 
die Erarbeitung eins energiepoliti-
schen Gesamtkonzeptes, das sämtliche 
Anforderungen vereint: Eine stabile 
Versorgung, mehr Energieeffi zienz, 
die Verringerung von Importabhän-
gigkeit, neue Technologien und einen 

zukunftsfähigen Energiemix. Dies hat 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion in 
einem Positionspapier vom April die-
sen Jahres deutlich gemacht und dabei 
auf die strategische Bedeutung einer 
sicheren Energieversorgung im Lichte 
des weltweit stark wachsenden Ener-
giebedarfs hingewiesen.
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